


21. August 2026 
 Schriftliche Kleine Anfrage
des Abgeordneten Deniz Celik (Die Linke) vom 14.08.2026
und Antwort des Senats
- Drucksache 23/5003-
Betr.: 	 Ausweitung der Alkoholkonsumverbotszone  
Einleitung für die Fragen:
Die Ausweitung der Alkoholkonsumverbotszone rund um den Hauptbahnhof und in St. Georg ist ein weiterer Schritt hin zu einer Politik der Verdrängung. Sie trifft pauschal alle Menschen im öffentlichen Raum, besonders aber wohnungslose, suchtkranke und andere marginalisierte Personen.
Alkoholverbote lösen weder soziale Notlagen noch Suchtprobleme. Stattdessen drohen Bußgelder, Kontrollen und die Verlagerung der Problemlagen in angrenzende Straßen und Viertel. Wer Armut und Wohnungslosigkeit mit Verboten begegnet, bekämpft nicht die Ursachen, sondern die Sichtbarkeit sozialer Probleme.
Ich frage den Senat:
Die Polizei erfasst Straftaten gemäß dem Straftatenkatalog der bundeseinheitlichen Richtlinien für die Erfassung und Verarbeitung der Daten in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Die statistische Erfassung eines Falles erfolgt nicht bei Eingang einer Strafanzeige, sondern erst mit Abschluss aller polizeilichen Ermittlungen durch die für die Endbearbeitung zuständige Dienststelle bei endgültiger Abgabe der entstandenen Ermittlungsvorgänge bzw. des Schlussberichts an die Staatsanwaltschaft oder das Gericht. In der PKS wird ein Fall in dem Monat gezählt, in dem er erfasst wurde. Die Tatzeit bleibt dabei unberücksichtigt und wird nicht in der PKS ausgewertet. Somit sind in der PKS eines Kalenderjahres regelmäßig Straftaten enthalten, die ein oder mehrere Jahre zuvor begangen wurden, während Straftaten mit Tatzeit aus dem aktuellen Kalenderjahr aufgrund der laufenden Ermittlungen noch nicht erfasst wurden. 
Die PKS kann Anhaltspunkte zum Beispiel für die kriminalpolitische Ausrichtung oder die Planung/ Anpassung präventiver Maßnahmen liefern. Für die Erkennung aktueller Brennpunkte oder Problemlagen sowie die Planung kurzfristiger lageangepasster Maßnahmen der Polizei ist sie hingegen ungeeignet.
Bei der Berechnung der Tatverdächtigen (TV) wird in der PKS eine echte Tatverdächtigenzählung vorgenommen. Dabei wird ein TV nur einmal gezählt, auch wenn er mehrfach registriert wurde. Dieses Prinzip wird sowohl für die Anzahl der TV insgesamt als auch für die Anzahl der TV für jedes Delikt angewendet. Wird ein TV mit zwei verschiedenen Delikten registriert, wird er für das jeweilige Delikt als TV gezählt. Für TV insgesamt wird er dagegen nur einmal gezählt, d.h. die Summe der TV-Zahlen für einzelne Delikte ist höher als die der TV insgesamt. Die Zahl der Tatverdächtigen kann nicht in Relation zu den Fallzahlen gesetzt werden, da mehrere Tatverdächtige zu einem Fall erfasst worden sein können.
In der PKS wird standardmäßig der Alkoholeinfluss von Tatverdächtigen (TV), sofern nach Einschätzung der Polizeibediensteten eine Alkoholisierung bei der Tatbegehung vorliegt, erfasst. 
Die räumliche Erfassung des Tatortes erfolgt in der PKS in der kleinsten Einheit nach Ortsteilen (OT). Eine Auswertung einzelner Straßen und/ oder Gebiete ist mittels PKS nicht möglich. Für die Erstellung eines Lagebildes zur Ausweitung des Alkoholkonsumverbotsgebiets ist die PKS als alleinige Datengrundlage daher nicht geeignet.
Vor Erlass der „Verordnung über das Verbot des Verzehrs und des Mitführens alkoholischer Getränke auf öffentlichen Flächen im Stadtteil St. Georg“ hat die Polizei eine Auswertung von PKS-Daten für Aussagen zu den Zahlen der bei Tatbegehung unter Alkoholeinfluss stehenden TV hamburgweit und im OT 114 durchgeführt. Die Auswertung auf Basis der PKS-Zahlen für den OT 114 bezieht sich dabei auf den gesamten OT 114 und nicht ausschließlich auf das Verbotsgebiet.
Neben der PKS nutzt die Polizei für interne Lageauswertungen das Programm Allgemeines-Lage-Informationssystem (ALIS). Die im polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystem ComVor erfassten Ereignisdaten werden mittels ALIS aus der ComVor-Datenbank ausgeleitet. 
ALIS greift, im Gegensatz zur PKS, auf aktuelle Ereignisdaten zurück, so dass die Informationen die Momentaufnahme eines dynamischen Datenbestandes darstellen und bei späteren Recherchen nicht reproduzierbar sind. Abfragen in ALIS stellen somit immer den zum jeweiligen Abfragezeitpunkt in ComVor bestehenden Datenbestand dar. Die zeitliche Zuordnung richtet sich nach dem Datum eines Ereignisses. Bei Ereignissen mit unbekanntem Tatdatum innerhalb eines längeren Zeitraums richtet sich die zeitliche Zuordnung nach dem Ereigniszeitende (oftmals Zeitpunkt einer Tatentdeckung). 
ALIS-Daten sind nicht qualitätsgesichert und erfüllen nicht die Anforderungen von statistischem Datenmaterial. Sie sind somit grundsätzlich nur für den (polizei-) internen Dienstgebrauch für polizeiliche Entscheidungsfindungen im Zusammenhang mit aktuellen Lagebewertungen und nicht für eine Veröffentlichung vorgesehen oder die Weitergabe an Dritte geeignet. 
Eine einheitliche Vergleichbarkeit von ALIS- (Eingangsdaten) und PKS- (Ausgangsstatistik) Daten lässt sich nicht gewährleisten.
Die Polizei hat für die Prüfung der Daten des Alkoholkonsumverbotsgebiets neben der Auswertung der PKS-Daten eine ressourcen- und zeitintensive Sonderauswertung zu Straftaten unter Alkoholbezug in dem geplanten Verbotsgebiet aus der ComVor-Datenbank vorgenommen. Hierzu wurden zunächst mit ALIS eine Recherche zu den im vorgesehenen Verbotsgebiet in ComVor erfassten Körperverletzungs- und Sexualdelikten durchgeführt. Die identifizierten Vorgänge sind dann aus ComVor ausgeleitet, für die erforderlichen Auswertungen zu alkoholisierten Tatverdächtigen technisch aufbereitet und anschließend in mehreren Schritten über Sonderprogrammierungen ausgewertet worden.
Für die Beantwortung der Fragen zu den einzelnen Straftaten wäre eine Durchsicht sämtlicher Hand- und Ermittlungsakten aus den Jahren 2023 und 2024 bei den im Landeskriminalamt (LKA) dafür fachlich zuständigen Dienststellen (LKA 1 und LKA 4) erforderlich. Die Auswertung von mehreren zehntausend Vorgängen pro Jahr ist in der für die Beantwortung einer Parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich.
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:
Begründung der Ausweitung der Alkoholkonsumverbotszone:
Vorbemerkung: Die Einrichtung einer Alkoholkonsumverbotszone ist gem. § 1a SO nur zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dort aufgrund übermäßigen Alkoholkonsums regelmäßig Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten begangen werden. In der Begründung der Verordnung wird dargelegt, aus welchen Gründen der Senat diese Voraussetzung als gegeben ansieht: Demnach wurde eine Auswertung der Fallzahlen zu Körperverletzungsdelikten und Sexualdelikten in dem Verbotsgebiet durchgeführt. Der Senat vergleicht dabei die Daten, die für das Verbotsgebiet mit ALIS aus den ComVor-Daten ausgeleitet wurden, in den anderen Gebieten mit denjenigen der PKS. Dieser Vergleich unterschiedlicher Daten kann zu Verzerrungen führen
Wie viele Straftaten wurden insgesamt in dem Verbotsgebiet auf Grundlage der ComVor-Daten insgesamt in den Jahren 2023 und 2024 verübt und wie viele dieser Taten wurden durch mindestens einen unter Alkoholeinfluss stehenden Beschuldigten begangen? Bitte nach Jahren aufschlüsseln. 
Wie viele Körperverletzungsdelikte und Sexualdelikte wurden auf Grundlage der ComVor-Daten (entsprechend der Erhebung der Daten für das Verbotsgebiet) im gesamten Stadtgebiet Hamburg, sowie im Ortsteil 114 in den Jahren 2023 und 2024 jeweils begangen und wie viele dieser Taten wurden durch mindestens einen unter Alkoholeinfluss stehenden Beschuldigten begangen? Bitte nach Jahren aufschlüsseln und die Zahlen für Hamburg und den Ortsteil 114 gesondert darstellen.
Wie viele Straftaten wurden auf Grundlage der ComVor-Daten (entsprechend der Erhebung der Daten für das Verbotsgebiet) im gesamten Stadtgebiet Hamburg, sowie im Ortsteil 114 in den Jahren 2023 und 2024 jeweils begangen und wie viele dieser Taten wurden durch mindestens einen unter Alkoholeinfluss stehenden Beschuldigten begangen? Bitte nach Jahren aufschlüsseln und die Zahlen für Hamburg und den Ortsteil 114 gesondert darstellen. 
Wie viele Körperverletzungsdelikte und Sexualdelikte wurden auf Grundlage der ComVor-Daten (entsprechend der Erhebung der Daten für das Verbotsgebiet) im Stadtteil St.Pauli in den Jahren 2023 und 2024 jeweils begangen und wie viele dieser Taten wurden durch mindestens einen unter Alkoholeinfluss stehenden Beschuldigten begangen? Bitte nach Jahren und für die einzelnen Ortsteile von St.Pauli aufschlüsseln.
Wie viele Straftaten wurden auf Grundlage der ComVor-Daten (entsprechend der Erhebung der Daten für das Verbotsgebiet) im Stadtteil St.Pauli in den Jahren 2023 und 2024 jeweils begangen und wie viele dieser Taten wurden durch mindestens einen unter Alkoholeinfluss stehenden Beschuldigten begangen? Bitte nach Jahren und für die einzelnen Ortsteile von St.Pauli aufschlüsseln.
Siehe Vorbemerkung.
Inwieweit wurde die Erfahrungen mit der bisherigen Alkoholkonsumverbotszone evaluiert, welchen Zeitraum wurde evaluiert, welche Stellen waren beteiligt und was waren die Ergebnisse der Evaluation?
Zur Überprüfung, inwiefern eine Verlängerung des bestehenden Alkoholkonsumverbots als sinnvoll eingeschätzt werden kann, wurde durch die Kriminologische Forschungsstelle im LKA eine Befragung im Analysegebiet durchgeführt. Die Befragung fokussierte sich thematisch eng auf den Gegenstand des Alkoholkonsumverbots und sollte neben der polizeilichen Einschätzung der Lageentwicklung als ein weiterer Baustein in der Gesamtbetrachtung der Wirksamkeit des Alkoholkonsumverbotes an den Bahnhofsvorplätzen einbezogen werden.
Die Erhebung war als Online-Befragung konzipiert und war auf ortsansässige Akteurinnen und Akteure beschränkt.
Der Fragebogen wurde unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Standards entwickelt und enthielt neben kategorisierten soziodemographischen Angaben auch Fragen zur Wahrnehmung der subjektiven Sicherheit, der Anzeichen räumlicher und sozialer Desorganisation sowie des Alkoholkonsumverbots im Analysegebiet.
Knapp 2/3 der antwortenden Personen stimmten der Aussage zu, dass sich die Situation auf den Bahnhofsvorplätzen seit Einführung des Alkoholkonsumverbots verbessert hat und 1/3 der Antwortenden stimmten zu, dass sich ihr Sicherheitsgefühl seitdem verbessert habe. Darüber hinaus haben sich fast alle Befragungsteilnehmenden für eine Verlängerung des Verbots ausgesprochen.
Welche Auswirkungen erwartet der Senat bzw. die zuständige Behörde auf wohnungs- und obdachlose Menschen, die sich regelmäßig in dem Gebiet der Verbotszone aufhalten?
Wie soll verhindert werden, dass die Ausweitung der Alkoholkonsumverbotszone lediglich zu einer Verlagerung beziehungsweise Verdrängung sozialer Problemlagen in andere Bereiche führt?
Im Bereich des Hauptbahnhofs setzen die zuständigen Behörden bereits ein umfangreiches Maßnahmenpaket um, das kontinuierlich überprüft und weiterentwickelt wird (siehe u. a. Drs 22/15125, 22/16555, 22/16831, 22/17322, 22/17473, 22/17622, 22/17794, 22/18048, 23/30, 23/407, 23/542, 23/710, 23/883, 23/1459, 23/1653, 23/2464, 23/2574, 23/3209, 23/3433, 23/4074, 23/4269, 23/4476, 23/4799, 23/4872 und 23/4965). Ziel ist die Verbesserung der Lebenslagen der Betroffenen und die Entlastung des öffentlichen Raumes gleichermaßen. Die Freie und Hansestadt Hamburg verfügt im Umfeld des Hauptbahnhofs und in St. Georg über ein umfangreiches und differenziertes Hilfesystem für die betroffene Zielgruppe. Dieses stand Betroffenen bereits vor Ausweitung des Alkoholkonsumverbotes zur Verfügung und bietet ihnen auch davon losgelöst weiterhin zielgerichtete und bedarfsgerechte Unterstützung durch eine Vielzahl an Maßnahmen und Angeboten. Im Sozialraum des Hauptbahnhofs und St. Georg greifen somit polizeiliche und ordnungsrechtliche Maßnahmen stets in enger Verzahnung mit sozialen und hilfeorientierten Angeboten. Damit wird sichergestellt, dass neben der Erhöhung der öffentlichen Sicherheit auch die soziale und hilfeorientierte Unterstützung der betroffenen Zielgruppe im Mittelpunkt stehen.
Für die betroffenen Personen wird zudem ein aktivierender Ansatz verfolgt. Ziel ist eine frühzeitige gesundheitliche und soziale Stabilisierung sowie die konsequente Vermittlung in Beratung, Therapie, Unterbringung und weiterführende Hilfen. So verbessert sich ihre Lebenslage und der öffentliche Raum wird darüber hinaus entlastet.
Zu den vielfältigen Angeboten und Maßnahmen für die Zielgruppe im Sozialraum des Hauptbahnhofs zählen dabei die Bahnhofsmission, die Tagesaufenthaltsstätte Herz As, das Drob Inn, das Angebot von CariCare sowie seit Anfang des Jahres 2023 die Tagesaufenthaltsstätte Spaldingstraße. Die Angebote und Einrichtungen des Wohnungs- und Obdachlosenhilfesystems stehen dabei auch suchtgefährdeten Personen der Zielgruppe im Umfeld des Hauptbahnhofes und von St. Georg als Anlaufstelle offen, die angesichts von regelmäßigem Alkoholkonsum eine Aufenthalts- und soziale Beratungsmöglichkeit im Sozialraum benötigen. Alkoholisierten Personen stehen die Angebote und Einrichtungen offen, sofern die jeweilige Hausordnung eingehalten wird. 
Hinsichtlich weiterer Projekte und koordinierender Stellen, wie beispielsweise „Social HUB Hauptbahnhof“ und die Koordinierungsstelle des Bezirksamtes Hamburg-Mitte wird auf die Drs. 22/17794 und 22/16831 verwiesen.
Mit der am 4. Juni 2025 veröffentlichten Neukonzeption der Straßensozialarbeit „Verstärkt, vernetzt und präsent: Lebenslagenverändernde Perspektiven der Straßensozialarbeit und flankierende Hilfen für obdachlose Menschen in Hamburg“ soll zudem die Straßensozialarbeit in Hamburg strukturell und qualitativ so weiterentwickelt werden, dass Hilfsbedürftige wirksamer erreicht werden und einen schnelleren Zugang zum Hilfe- und Regelsystem erhalten. Der Fokus liegt dabei auf eine Lebenslagenveränderung für die Betroffenen und schließt damit auch die Beratung und Therapie von Suchterkrankungen ein, siehe hierzu auch Drs. 23/609, 23/730, 23/2975, 23/2985, 23/3208, 23/4020, 23/4033, 23/4153, 23/4362 und 23/4448 sowie Pressemitteilung zur Auswahlentscheidung unter: Bezirke übernehmen zukünftig in Mitte und Altona – Diakonie für Harburg - hamburg.de.).
Die Polizei setzt auf eine kontinuierliche und lageangepasste Steuerung ihrer Maßnahmen. Sollten Phänomene, wie Verlagerung oder Verdrängung, beobachtet werden, wird die Polizei – wie bereits jetzt praktiziert – bestehende Konzepte, Einsatzpläne und Dienstzeiten flexibel anpassen, um frühzeitig und gezielt mit geeigneten Maßnahmen zu reagieren. Dazu gehören die Ausweitung der sichtbaren Präsenz, die Anpassung von Kontrollschwerpunkten sowie die enge Zusammenarbeit mit sozialen Trägern und anderen beteiligten Behörden. Ziel ist es, auf neue Entwicklungen unmittelbar zu reagieren, Störungen im öffentlichen Raum zu minimieren und gleichzeitig die betroffenen Menschen in bestehende Hilfs- und Unterstützungsangebote zu vermitteln. Die Polizei stimmt ihre Einsätze fortlaufend mit den zuständigen Stellen ab und überprüft die Wirksamkeit der Maßnahmen regelmäßig anhand von Lageanalysen und Rückmeldungen aus dem Stadtteil.
Weitere Informationen / Pressemeldungen sind den nachfolgenden Links zu entnehmen: Alkoholkonsumverbotszone am Hauptbahnhof wird deutlich ausgeweitet - hamburg.de und Alkoholkonsumverbotszone am Hauptbahnhof deutlich ausgeweitet - hamburg.de. 
Erfahrungen mit der bisherigen Alkoholkonsumverbotszone: 
Vorbemerkung: Verstöße gegen das Alkoholkonsumverbot können als Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld geahndet werden. Gemäß handelt ordnungswidrig nach § 1a Abs.2 SOG wer vorsätzlich oder fahrlässig in der Alkoholkonsumverbotszone Alkohol konsumiert oder in der untersagten Weise mit sich führt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 200 Euro geahndet werden. 
Wie viele Ordnungswidrigkeitsverfahren wurden seit dem Inkrafttreten der Alkoholkonsumverbotszone am Hauptbahnhof eingeleitet. Bitte nach Jahren und Ordnungswidrigkeitstatbeständen aufschlüsseln 
Die Anzahl der Anzeigen kann der folgenden Tabelle entnommen werden:
	Tatbestand
	ab 02.04.2024
	2025
	Bis 31.07.2026

	A00001 - Sie verzehrten verbotswidrig alkoholische Getränke im Geltungsbereich der Verordnung.
	59
	23
	50

	A00002 - Sie führten verbotswidrig alkoholische Getränke mit sich, die den Umständen nach zum Verzehr im Geltungsbereich der Verordnung bestimmt waren. *
	7
	5
	10

	Gesamtergebnis
	66
	28
	60



Zum 1. August 2026 wurde der Bereich der Alkoholkosumverbotszone auf angrenzende Gebiete ausgeweitet, sodass eine reine Auswertung der Verfahren im Bereich des Hauptbahnhofs nicht mehr möglich ist. 
Die Anzahl der Anzeigen seit dem 1. August 2026 können der folgenden Tabelle entnommen werden:
	Tatbestand
	August 2026

	A00001 - Sie verzehrten verbotswidrig alkoholische Getränke im Geltungsbereich der Verordnung.
	129

	A00002 - Sie führten verbotswidrig alkoholische Getränke mit sich, die den Umständen nach zum Verzehr im Geltungsbereich der Verordnung bestimmt waren. *
	22

	Gesamtergebnis
	151



Wie viele der Betroffenen der in Frage 9 genannten OWi-Verfahren waren jeweils obdachlos bzw. ohne festen Wohnsitz, ohne gefestigtes Aufenthaltsrecht, Menschen aus dem EU-Ausland oder aus Gebieten für die innerhalb Deutschlands eine andere Ausländer- oder Leistungsbehörde zuständig ist? Bitte nach Jahren und Kategorien aufschlüsseln.
Die abgefragten Daten werden statistisch nicht erfasst. Hierzu wäre die händische Auswertung hunderter Verfahren mit den entsprechenden Tatvorwürfen erforderlich. Hinzu kommt, dass aufgrund kurzer Speicherfristen, vor dem Hintergrund des Datenschutzes, nur ein Teil dieser Verfahren noch nachvollzogen werden könnten. Aufgrund dessen ist eine vollständige Beantwortung in einer parlamentarischen Anfrage nicht möglich. 
In wie vielen Fällen wurde als Ergebnis des Ordnungswidrigkeitsverfahrens ein Bußgeld verhängt? Bitte nach Jahren aufschlüsseln und die durchschnittliche Höhe des Bußgeldes, sowie den Median angeben. 
Die Anzahl der erteilten Bußgeldbescheide können der folgenden Tabelle entnommen werden:
	Tatbestand
	Zeitraum
	Zahl der Bußgeldverfahren
	Höhe der Bußgelder
	Durchschnittliche Höhe der Bußgelder

	A00001 – Sie verzehrten verbotswidrig alkoholische Getränke im Geltungsbereich der Verordnung
	02.04.2024-31.12.2024
	21
	1.364,50 €
	64,98 €

	
	2025
	10
	1.618,80 €
	161,88 €

	
	01.01.2026-31.07.2026
	36
	967,30 €
	26,87 €

	A00001 gesamt
	02.04.2024-31.07.2026
	67
	3.950,60 €
	58,96 €

	A00002 – Sie führten verbotswidrig alkoholische Getränke mit sich, die den Umständen nach zum Verzehr im Geltungsbereich der Verordnung bestimmt waren
	02.04.2024-31.12.2024
	4
	148,50 €
	37,13 €

	
	2025
	2
	177,00 €
	88,50 €

	
	01.01.2026-31.07.2026
	7
	40,00 €
	5,71 €

	A00002 gesamt
	02.04.2024-31.07.2026
	13
	365,50 €
	28,12 €

	Gesamt
	02.04.2024-31.07.2026
	80
	4.316,10 €
	53,95 €



Aus den vorliegenden Daten lässt sich die durchschnittliche Höhe der vereinnahmten Verwarnungs- und Bußgelder berechnen. Der Median kann dagegen aus diesen aggregierten Daten nicht ermittelt werden, weil dafür die Höhe jedes einzelnen Verwarnungs-/Bußgeldes benötigt wird.
Die Höhe der Einnahmen kann nicht in Bezug zur Anzahl der Anzeigen gesetzt werden, da sie zu einem späteren Zeitpunkt vereinnahmt werden. Neben den Verwarnungs- und Bußgeldern enthalten sie auch Einnahmen aus Gebühren und Auslagen aus der Erhebung dieser Verwarnungs- und Bußgelder.
Zum 1. August 2026 wurde der Bereich der Alkoholkosumverbotszone auf angrenzende Gebiete ausgeweitet, sodass eine reine Auswertung der Verfahren im Bereich des Hauptbahnhofs nicht mehr möglich ist. 
Die Einnahmen seit dem 1. August 2026 können der folgenden Tabelle entnommen werden:
	Tatbestand
	August 2026

	A00001 - Sie verzehrten verbotswidrig alkoholische Getränke im Geltungsbereich der Verordnung.
	           -   € 

	A00002 - Sie führten verbotswidrig alkoholische Getränke mit sich, die den Umständen nach zum Verzehr im Geltungsbereich der Verordnung bestimmt waren. *
	       161,00 € 

	Gesamtergebnis
	       161,00 € 



Wie viele der Betroffenen der in Frage 11 genannten Bußgeldverfahren waren jeweils obdachlos bzw. ohne festen Wohnsitz, ohne gefestigtes Aufenthaltsrecht, Menschen aus dem EU-Ausland oder aus Gebieten für die innerhalb Deutschlands eine andere Ausländer- oder Leistungsbehörde zuständig ist? Bitte nach Jahren und Kategorien aufschlüsseln.
Die abgefragten Daten werden statistisch nicht erfasst. Hierzu wäre die händische Auswertung von 80 Fällen mit den entsprechenden Tatvorwürfen erforderlich. Dies ist in der für die Beantwortung einer Parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. 
Gegen wie viele Personen wurde seit dem Inkrafttreten der Alkoholkonsumverbotszone mehrfach ein Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet und mit welchem Ergebnis wurden diese jeweils beendet. Bitte nach Jahren aufschlüsseln, Anzahl der Personen und Anzahl der jeweils gegen eine Person eingeleiteten Verfahren samt dessen Ergebnis darstellen. 
Die abgefragten Daten werden statistisch nicht erfasst. Hierzu wäre die händische Auswertung mehrerer hundert Verfahren mit den entsprechenden Tatvorwürfen erforderlich. Dies ist in der für die Beantwortung einer Parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich.
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